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Je weniger desto mehr?

Demokratie und Gewalt in Südostasien

von Peter Kreuzer

Der Autor stellt die durchaus provozierende Frage: Was taugt Demokrati­

sierung als Strategie zur Zivilisierung ethnischer Gewalt?

I
n den 1960er, 70er und 80er 

Jahren gingen die deutsche wie 

auch die internationale Entwick­

lungspolitik noch fest davon aus, 

dass viele Länder dieser Welt vor al­

lem anderen ökonomisch moderni­

siert werden müssten, bevor diese 
Gesellschaften eine Chance hätten, 

mit guten Aussichten auf Erfolg de­

mokratische Herrschaft einzuführen. 
Demokratie und Armut galten als 

weithin inkompatibel, auch wenn in 

den 80er Jahren kaum noch jemand 
ernsthaft die Option der Entwick­

lungsdiktatur erwog — zu viele von 

diesen noch in den 60er und frühen 

70er Jahren vom Westen unterstütz­

ten Systemen waren kläglich geschei­

tert.
Trotzdem galt immer noch 

die Devise, wonach es gelte Länder 

und Gesellschaften fit für die Demo­

kratie zu machen. Demokratie war in 

diesem Verständnis eine überaus 

voraussetzungsreiche Herrschafts­

form, die bei Strafe des Misserfolgs 

nicht leichtfertig und zu früh etabliert 
werden sollte.

Ein neues Paradigma: 
Demokratisierung als 
Friedensstrategie

Seit der zweiten Hälfte der 

80er Jahre und insbesondere den 

frühen 90er Jahren fanden sich zwei 

parallele Entwicklungen in der Poli­

tikwissenschaft, durch die Demokra­

tie und Demokratisierung Teil des in­
ternationalen politischen Diskurses 
wurden.

Der Autor ist wissenschaftlicher Mitar­

beiter der Hessischen Stiftung Frie­

dens- und Konfliktforschung.
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Zum einen entstand die 
Transformationsforschung, die sich 

mit dem Phänomen des Wandels von 

politischen Systemen weltweit hin zu 
Demokratien auseinander setzte und 

Wellen der demokratischen Trans­

formation zu erkennen glaubte — mit 
der Hoffnung, dass sich schlussend­

lich alle Länder dieser Welt zu De­

mokratien wandeln. Parallel dazu 

wurde das Phänomen eines zwi­
schenstaatlichen demokratischen 

Friedens ausgemacht — hinter dieser 
Begrifflichkeit verbirgt sich die damals 

verblüffende empirische Beobach­

tung, dass Demokratien keine Kriege 
gegeneinander führen.

Wenn dies eine allgemeine 

Gesetzmäßigkeit wäre, dann wäre 

Demokratisierung eine Strategie zur 

letztendlichen Abschaffung zwi­

schenstaatlicher Kriege.

Empirische Untersuchungen 

wiesen nach, dass Demokratien auch 

im Inneren deutlich niedrigere Gewalt­

niveaus aufweisen als Autokratien, 

dass allerdings in der Zwischenphase 
der Transformation eine extrem hohe 

Gewaltwahrscheinlichkeit droht. Wenn 

Gewaltarmut im Verhältnis zwischen 
den Staaten, wie auch innerhalb der 

Staaten das Ziel von Politik ist, dann 

erscheint Demokratisierung als zen­

trale Friedensstrategie. Hauptaufgabe 

politischer Analyse und entwick­

lungspolitischen Engagements ist es 

nun, Demokratisierung so voran zu 
treiben, dass die Gefahren der Zwi­

schenphase der Transformation 

möglichst umgangen und die dort 

lauernden Potenziale der Gewalt 

möglichst eingehegt werden können.
Die hinter diesem politischen 

Wandel stehende Annahme erweist 

sich als Umkehrung des alten Para­

digmas »getting fit for democracy«.

Nunmehr heißt es »getting fit through 

democracy«, wie es erstmals ein­

gängig von Amartya Sen formuliert 
worden ist.

Glatte Theorie und die
widerspenstige
Empirie

Dieser neuen Linie liegen 

mehrere Annahmen zugrunde, die 

gerade vor dem Hintergrund der Mul- 

tiethnizität vieler Staaten der Dritten 

Welt kritisch zu hinterfragen sind:

Zum einen wird angenom­

men, dass die Phase erhöhter Ge­

waltwahrscheinlichkeit - eine Zwi­

schenphase ist und dass hohe Ge­
waltraten nur ein Übergangsphäno­

men sind. Wie lange dieser Übergang 

jedoch dauern kann, ob unvollständi­

ge Transformation und möglicherwei­

se hohe Gewaltniveaus auf Dauer 

gestellt werden können, wird nicht 

thematisiert. Legitimierbar ist der Rat­

schlag und die Hilfe zur Demokrati­
sierung aber nur, wenn als Ergebnis 

nicht dauerhaft hohe Gewalt droht.

Genau das kann aber durch­

aus geschehen: Vielfach etablierten 

sich politische Systeme, die alle oder 

zumindest die meisten formalen Kri­

terien der Demokratie erfüllen und 

gleichzeitig dauerhaft hohe Gewaltni­

veaus aufweisen.
Die Forschung übersieht 

auch gerne all die Gewaltformen, die 

sich unterhalb oder außerhalb von 
Bürgerkriegen finden. Dabei gilt es 

festzuhalten, dass in vielen Ländern 

mit hohen Gewaltniveaus die Gewalt 
durchaus nicht immer als Kriegsge­

walt kategorisiert werden kann. Da­

neben finden sich eine Vielzahl ande­

rer Gewaltformen, die in der Quantität
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die reine Bürgerkriegsgewait deutlich 

überragen können.

In Asien gilt es auf die 

durchgängig als weitgehend demo­

kratisch eingestuften Länder Indien, 

Sri Lanka, die Philippinen oder aber 

Papua-Neuguinea hinzuweisen, die 
nicht nur von massiven Bürgerkriegen 

heimgesucht werden, sondern auch 

jenseits der Bürgerkriege seit langem 

sehr hohe Gewaltniveaus aufweisen.

In Indonesien resultierte die 

Demokratisierung des politi­

schen Systems in den Jahren 
nach Suharto in einer dra­

matischen Zunahme kol­

lektiver Formen der Ge­
walt. Der schon lange wäh­

rende Bürgerkrieg in Aceh 

wurde gegenüber dem let 

ten Jahrzehnt der Diktatur 

Suharto noch um ein Vielfaches oru- 
taler geführt. In den drei Jahren nach 

dem Sturz des Diktators starben de 

vermutlich zwei mal so viele Men­

schen wie in den zehn 

Jahren davor.

Ein Blick auf 

muslimischen Süden Thai 

lands zeigt, dass auch de 
die inzwischen mehr als 

zehn Jahre alte De­

mokratie gegenüber 
der vorangegangenen 

Phase der wechseln­

den Militärdiktatoren nicht 

über überlegene Fähigkei­
ten der Zivilisierung gesell­

schaftlicher Konflikte verfügt 

— der Rückfall in die Vigi- 

lante-Morde zur Lösung 
des Kriminellen-Problems 

in Bangkok und anderen 

Städten weist in dieselbe Richtung.

Blicken wir auf die Philippi­

nen, so sehen wir auch dort ein for­

mal-demokratisches System, das 
nicht nur unfähig scheint einen meh­

rere Jahrzehnte alten Sezessions­

konflikt mit der muslimischen Minder­

heit auf Mindanao und dem Sulu- 

Archipel zu befrieden, sondern das 

auch sonst über ein sehr hohes Maß 

an alltäglicher, systemimmanenter 
politischer Gewalt verfügt. Wahlen 

sind regelmäßig von mehreren hun­

dert Toten begleitet. In vielen Regio­
nen herrschen einzelne Familien bei­

nahe absolut — wer sich ihnen in den 

Weg stellt lebt gefährlich.

Ein zentrales Defizit des »De- 

mokratisierung-als-Friedensstrategie«- 

Paradigmas liegt in seinem monokau­

salen Charakter. Demokratie und Frie­

den werden direkt miteinander ver­

knüpft. Dabei zeigt die Vielfalt der Wirk­

lichkeiten, dass Staaten mit ähnlichem 

Demokratieniveau unterschiedlich ho­

he Gewaltniveaus aufweisen können. 

Gesellschaften haben offensichtlich 

zum einen eine deutlich unterschied­

liche Toleranzschwelle für Gewalt, zum 

anderen verbinden sich gesellschaft­

liche Praktiken, Normen und Werte, 
kurz alles was gerne unter dem Kür­

zel der Kultur gefasst wird, 

auf je eigene Weise mit 
gleichen oder ähnlichen po­

litischen Regimetypen, so 

dass jedes Mal eine

eigene Formation entsteht, die ge­
waltsamen Verhaltensmustern unter­

schiedlichen Widerstand entgegen­

setzt. So gelten beispielsweise Ma­

laysia und Singapur in den Standard- 

Indizes der Demokratiemessung ge­

nerell als weniger demokratisch als 

die Philippinen oder Sri Lanka. Ob­

gleich beide multiethnische Gesell­

schaften sind, findet sich dort jedoch 

keinerlei politische Gewalt. Inter­

ethnische Bürgerkriegsgewalt war 

bislang praktisch nie Thema der Poli­

tik gewesen. Darüber hinaus weisen 

die zwei Länder noch ein extrem 

niedriges Maß anderer Formen sozia­

ler Gewalt (Mord, Totschlag und ähn­

liches) auf.

So scheint, wie diese knappe 

Skizze zeigt, der Zusammenhang 

zwischen Demokratie und innerge­

sellschaftlicher Gewalt komplexer zu 

sein, als es die politikwissenschaftli­

che Theorie und die Vertreter des 

neuen Paradigmas, das Demokrati­

sierung als Friedensstrategie propa­
giert, annehmen.

Was lässt sich über diesen 

Zusammenhang in bezug auf eine 

Weltregion — Südostasien — sagen?

Demokratien 
versus Autokratien

Sind die real existierenden 

Demokratien nach innen friedlicher 

als autokratische Systeme?

Diese Frage lässt 

sich ohne Umschweife mit 

i« beantworten. Zur 

Begründung dieser Ant­

wort ist ein Blick auf die 

Daten zu ethno-kulturel- 
len Konflikten in der Re­

gion sinnvoll.

Trotz mancher Wider- 

J Sprüche im Detail sind sich 

die Hauptindizes der Mes­

sung von Demokratie und Frei­

heit darin einig, dass Papua- 

Neuguinea, Indien, Thailand, die 

, Indonesien, Bangla­
desh und Sri Lanka als demokra­

tisch oder zumindest fast demokra­
tisch gelten können.

Nähme man sich diese 

Ländergruppe und stellte man 

sie der Gruppe der autokrati- 
ff sehen Länder gegenüber — 

ich möchte mich hier auf La­

os, Vietnam, Burma und Kambo­

dscha beschränken — so fallen eini­

ge strukturelle Unterschiede auf.

Zunächst einmal fällt auf, 
dass die Staaten mit höheren Demo­

kratiewerten nicht weniger, sondern 

sogar mehr als die Autokratien von 

ethno-kulturell unterfütterten Bürger­

kriegen betroffen sind. Auch das 

Ausmaß inter-ethnischer Gewalt un­

terhalb der Schwelle des Bürger­

kriegs ist deutlich höher als in Auto­

kratien. Die Muster der Gewalt sind 

nicht signifikant unterschiedlich. Im 

Fall der Bürgerkriegsszenarien ist die 

bewaffnete Opposition zwischen 

Staat und Rebellen die Norm, in den 

Fällen inter-ethnischer Gewalt unter­

halb des Bürgerkriegsniveaus finden 

sich sehr unterschiedliche Muster —
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von bewaffneten Konfrontationen 
zwischen staatlichen Sicherheitskräf­

ten und bewaffneten Kämpfern einer 

ethno-kulturellen Gruppe, über die 

aus vielen Ländern bekannten Unru­

hen, die sich gegen die Mitglieder ei­

ner ethno-kulturellen Gruppe richten, 

wie die anti-chinesischen Unruhen in 
Indonesien, anti-muslimische Unru­

hen in Indien oder anti-tamilische 

Unruhen in Sri Lanka bis hin zu Clan- 

und Stammeskriegen, bei denen et­

wa in Papua-Neuguinea jedes Jahr 
mehr als einhundert Menschen ster­
ben. In keinem Fall scheinen die 

Szenarien direkt mit dem politischen 
Systemtypus zu korrelieren. Auch 

staatliche Politiken gegenüber ethno- 

kulturellen Minderheiten sind über 

Systemgrenzen hinweg ähnlich. So 

finden sich umfassende Transmigra­

tionsprogramme nicht nur im vielge­

scholtenen Indonesien Suhartos, 

sondern gleichermaßen in den da­

mals, das heißt zwischen den späten 

40er und späten 60er Jahren, demo­
kratischen Philippinen.

Entgegen der landläufigen 

Annahme unterscheiden sich die 
Ländergruppen nicht signifikant in 

bezug auf die Frage der Anwendung 

von Folter durch Staatsorgane. Deut­

liche Unterschiede finden sich ledig­
lich bei der Anwendung extralegaler 

Gewalt durch Staatsorgane und der 

Gewalt gegen Journalisten — beide 

sind in den »demokratischen« Staaten 
deutlich stärker ausgeprägt als in den 

Autokratien. Hier kann man vermuten, 

dass in Autokratien Gewalt offen als 

staatliche Gewalt ausgeübt wird, wo­

hingegen dieser Weg der offenen 

Einschüchterung und Unterdrückung 

den Machthabern in den Staaten mit 

guten Demokratiewerten nicht, oder 

nur in sehr eingeschränktem Ausmaß 
zur Verfügung steht. Folgerichtig wei­

chen diese vielfach auf andere For­

men der Gewalt aus, für die sie for­

mal nicht verantwortlich zeichnen. 

Hier sind insbesondere in den Phil­

ippinen und seit wenigen Jahren 

auch in Thailand die Vigilante-Morde 
zu nennen, mit denen Polizei, Sicher­

heitsdienste und Politik der Kriminali­

tät Herr werden wollen.

Bringt mehr Demokratie 
mehr Frieden?

Die zweite Frage danach, ob 
innerhalb der Gruppe von Staaten,

die relativ hohe De­

mokratiewerte errei­

chen Politik umso ge­

waltärmer ist, je de­

mokratischer der Staat 

ist, lässt sich eben­

falls eindeutig mit 
»Nein« beantworten. 

Papua-Neuguinea, 

das im Polity-Index 

die Traumnote zehn 
erhält besitzt nicht nur 

ein umfassend kor­

rumpiertes politisches 
System, sondern auch 

eine weitgehend inef­

fektive Polizei, so 
dass im letzten Jahr 

Australien, das dieses 
Land seit zwei Jahr­

zehnten mit massiver Entwicklungshil­

fe am Leben erhält, beschloss harte 

Konditionen an die weitere Auszah­

lung der Hilfen zu binden. De facto 

hat Australien wieder die politische 

und administrative Kontrolle über sei­
ne Ex-Kolonie übernommen. Selbst 

wenn Gewalt mit Hilfe des aktiven 

australischen Engagements einge­
hegt werden sollte, so ist dies der 

Rückkehr zu einer weitgehenden 

Fremdbestimmung, also der partiel­

len Aufgabe der demokratischen 

Selbstbestimmung geschuldet.

Indien, Thailand und die 

Philippinen sind die Länder, die zu­
mindest nach dem Polity IV und 

Freedom House Indizes die folgen­

den Plätze in Bezug auf Demokrati­

sche Qualität und Freiheiten belegen. 

Wie gerade schon mehrfach betont, 

kann gerade bei den Fragen nach 

dem Umgang mit ethno-kultureller 

Heterogenität und den Forderungen 

ethnischer Minderheiten auf Selbst­

regierung nicht von einer staatlichen 

Politik der Gewaltarmut gesprochen 

werden.

Ethno-kultureller 
Protest und 
Demokratie

Sind Demokratien überlegen 

beim Umgang mit ethno-kulturellem 

Protest?

Auch in Bezug auf diese 

Frage finden sich keine systemati­

schen Unterschiede zwischen den 
Ländern mit hohen und denen mit 

sehr niedrigen Demokratiewerten. 

Beide scheinen gleichermaßen eine

Politik von Zuckerbrot und Peitsche 

zu verfolgen, beide haben über lange 

Jahrzehnte versucht die kleineren 
Minderheiten durch Transmigrations­

und Bildungsprogramme kulturell in 
der Mehrheitsbevölkerung und -kultur 
aufzulösen. In praktisch allen Fällen 

ist diese Politik gescheitert und hat 

zur Bildung ethno-kulturell fundierter 
politischer Gegenidentitäten und zur 

bewaffneten Rebellion gegen den 

Staat geführt.

Begrenzung 
der Demokratie?

Begrenzung der Demokratie 

zum Zwecke der Zivilisierung gesell­

schaftlichen Konfliktaustrags?

An dieser Stelle gilt es auf 
zwei Länder hinzuweisen, die in der 

bisherigen Diskussion der Problema­

tik ethno-kultureller Heterogenität 

noch keinerlei Erwähnung fanden: 

Malaysia und Singapur
Sie haben in den etablierten 

Indizes bestenfalls mäßige Werte in 
bezug auf Demokratie und Freiheiten, 

müssen gleichwohl deutlich von au­

tomatischen Systemen wie Burma, 

Vietnam oder Laos unterschieden 

werden. Beide Länder sind ethnisch 

heterogen, beiden wurde in der Pha­
se der Entkolonisierung kaum Über­

lebenschancen eingeräumt, und bei­

de entwickelten sich zu Erfolgsge­

schichten nicht nur in Bezug auf öko­

nomische Entwicklung, sondern auch 

in Bezug auf die Wahrung inter­

ethnischen Friedens. Als einzige 

Länder der Region können sie auf 

Jahrzehnte einer beinahe gewaltfreien
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inter-ethnischen Kooperation zu­

rückblicken, in der die ethnischen 

Minderheiten eindeutig größere Erfol­

ge in Bezug auf Entwicklung, Bildung 

aber auch politische Partizipation 
aufweisen können, als in praktisch 

allen anderen Ländern der Region.

Was aber sind die Spezifika, 

mittels derer es diesen Gesellschaf­

ten bislang gelungen ist das in der 

Multiethnizität angelegte Konfrontati­

onspotenzial einzuhegen und Gewalt 

zu verhindern? Da der Raum knapp 

ist, will ich mich auf Malaysia be­

schränken. Wodurch ist Politik hier 

gekennzeichnet?
1. durch die Dominanz der ethni­

schen Strukturierung. Ethnizität 

wird nicht wie in den anderen 
Ländern der Region entpolitisiert, 

sondern bildet das Fundament 

des politischen Raumes. Sämtli­

che Parteien sind ethnische Par­

teien.

2. keine ethnische Partei ist aus­
schließlicher Repräsentant der von 

ihr vertretenen ethno-kulturellen 

Gruppe. Jede Partei steht also als 
Repräsentantin der von ihr vertre­

tenen Gruppe in Konkurrenz zu 

anderen Parteien, die vorgeben 

für die gleiche Gruppe zu spre­

chen.

3. Vertreter der konservativen Partei­

en aller ethnischen und vieler re­

gionaler Gruppen arbeiten in einer 

extrem stabilen Parteienallianz zu­

sammen. Trotz ausgeprägter 

Machtasymmetrien innerhalb der 

Allianz haben alle Mitglieder ein 

zumindest eingeschränktes Veto­

recht.

4. Inter-ethnische Verhandlungen 

werden von den politischen Eliten 

der verschiedenen Gruppen mo­

nopolisiert und von wenigen Aus­

nahmen abgesehen hinter ver­

schlossenen Türen abgewickelt.

5. Zwar sind die Gewinne durchaus 

unterschiedlich verteilt, doch gibt 

es keine Arrangements, aus de­

nen eine Partei eindeutig als Ver­

lierer hervorgeht.

6. Freiheitsrechte sind beschränkt, 

um eine Radikalisierung des eth­

nischen Diskurses von vornherein 

ausschließen zu können.

Welches sind die beobachtbaren 

Effekte in bezug auf Minderheitspoli­
tik?

1. keinerlei physische Gewaltanwen­

dung gegenüber Vertretern von 
Minderheiten.

2. die ökonomische und soziale 

Stellung von Minderheiten ist zwar 

sicherlich vereinzelt verbesse­

rungswürdig, insgesamt jedoch 

nehmen auch die schwachen 
Minderheiten an der sozialen und 

ökonomischen Entwicklung teil.

3. soziale Ungleichheit existiert, ist 

jedoch bei weitem nicht so stark 

ausgeprägt wie in den Nachbar­

ländern.
4. trotz mancher Kritik sind die kultu­

rellen Rechte aller ethno- 

kulturellen Gruppen gewahrt. Ob­

gleich sich beispielsweise immer 

wieder die Sprachpolitik als heißes 

Eisen erweist, findet sich in Süd­

ostasien kein Land, in dem die 

Chinesen ein größeres Maß an 
»sprachlicher Eigenständigkeit« 

besitzen.

5. die Beschränkung der Freiheits­

rechte und der stark korporatisti- 

sche Charakter von Staat und Po­

litik wirken extrem hemmend ge­
gen das Erstarken einer autono­

men Zivilgesellschaft wie auch ei­

ner liberalen Opposition.

6. trotzdem erweist sich das System 

selbst als ausnehmend inklusiv, 

insoweit als eine Vielzahl von In­

teressen in die politischen Ent­

scheidungsprozesse einfließen.

Malaysia, wie auch Singapur sind in 

gewissem Sinn das genaue Gegen­

modell zu einer friedlichen Konfliktlö­

sung >von untern. Beide liefern eine 

friedliche Konfliktlösung »von oben<. 

Zivilgesellschaftlichen Akteuren im 

orthodoxen westlichen Sinn — das 

heißt vom Staat unabhängigen orga­

nisierten gesellschaftlichen Kräften — 

kommt im politischen Diskurs keine 

bedeutsame Rolle zu.

Beiden Staaten ist es gelun­

gen, über eine von oben erzwunge­

ne, bewusst von kleinen Elitezirkeln 

koordinierte inter-ethnische Koopera­

tion nicht nur ein im regionalen Ver­

gleich eminent hohes Wirtschafts­

wachstum und eine relativ egalitäre 

Verteilung gesellschaftlicher Gewinne 

zu erzielen, sondern auch den ge­

sellschaftlichen Frieden zu erhalten, 

so dass diese Gesellschaften derzeit 

als die einzigen Südostasiens gelten 

können, wo inter-ethnische Gewalt 

seit langem ein unbedeutendes 

Randphänomen ist und auch staatli­

che Gewalt weitgehend entlang 

rechtsstaatlicher Normen erfolgt. Das 

heißt nicht, dass die Gewaltproble­

matik gelöst worden wäre, wohl aber,
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dass sie über Jahrzehnte hinweg 

immer wieder neu überwunden wur­

de, dass jetzt alle Gruppen über 

langjährige Erfahrungen friedlicher 

inter-ethnischer Kooperation und 

Konkurrenz verfügen und die im re­

gelgeleiteten und friedlichen Konflik- 

taustrag liegenden Chancen als ge­

sellschaftliche Praxis zu schätzen 

wissen. Damit sind wichtige Funda­

mente dafür gelegt, dass eine mögli­
che zukünftige Öffnung des politi­

schen Systems nicht zu einem Ab­

sturz in die Gewalt führt.

Ethnopolitische Konflikte___________________

Zivilität und 
Zivilgesellschaft

Heißt dieses positive Urteil 

über das malaysische Modell, dass 

das westliche Paradigma der Not­

wendigkeit einer starken zivilgesell­

schaftlichen Fundierung der Demo­

kratie zum Zwecke der Sicherung des 

friedlichen Austrags gesellschaftlicher 

Konflikte in Frage zu stellen ist?

Hier ist meine Antwort ein 
klares »Ja«.

In-Frage-Stellen heißt freilich 

nicht grundsätzlich ablehnen, son­

dern in jedem Einzelfall nach der Ad­

äquanz, nach den zu erwartenden 

Kosten und dem Nutzen alternativer 

Optionen zu fragen und nicht einer 

Option a priori den Primat einzuräu­
men.
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